
Traditionell wird in Frankreich die Gesamtheit der arbeits- und sozialversicherungsrechtlichen Regeln 

unter dem Begriff „Droit social” zusammengefasst. Seit einigen Jahren verändert sich das Verhältnis von 

Arbeits- und Sozialversicherungsrecht. Während bislang wesentliche soziale Schutzrechte (insbesondere 

im Krankheitsfall oder im Hinblick auf die berufliche Weiterbildung) vom Bestand eines Arbeitsverhält-

nisses abhängig waren und die Beendigung eines Arbeitsvertrages das Bestehen dieser Rechte in Frage 

stellte, wird nun diskutiert, einen Teil sozialer Schutzrechte nicht mehr an das Arbeitsverhältnis zu bin-

den, sondern an die Erwerbsbiographie eines Arbeitnehmers. Das „Droit social” ist mit einer Vielzahl 

neuer Konzepte und Instrumente konfrontiert, um die Individualisierung sozialer Rechte einerseits und 

das Solidaritätsprinzip der Sozialversicherung andererseits miteinander zu vereinbaren, z. B. Mitnahme-

möglichkeiten und die Etablierung von Konten für individuelle Ansprüche. Dadurch kommt es zu einer 

erheblichen Veränderung sowohl der Funktion der sozialen Schutzrechte als auch ihrer Rechtsnatur.  

 

Aber auch über die rechtstechnischen Aspekte hinaus ist diese Rechtsentwicklung nicht einfach zu fas-

sen. Das französische „Droit social” scheint heute an einer Weggabelung zwischen zwei unterschiedli-

chen Funktionslogiken zu stehen, einerseits der Absicherung der Erwerbsbiographie, und andererseits 

der des Flexicurity-Konzepts. 


